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Prüfungsordnung 
für den Bachelor-Studiengang 

Pflege und Gesundheit 
an der 

Fachhochschule Bielefeld 
vom 20.08.2003 

 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – 
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 190), geändert durch Gesetz 
vom 18. Dezember 2002 (GV. NRW. S. 644), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes zur Aufhebung des Hochschulgebührengeset-
zes, zur Einführung von Studienkonten und zur Erhebung von Hoch-
schulgebühren (Studienkonten- und -finanzierungsgesetz – StKFG) 
sowie zur Änderung des Hochschulgesetzes vom 28. Januar 2003 
(GV. NRW. S. 36) hat der Fachbereich Pflege und Gesundheit der 
Fachhochschule Bielefeld die folgende Ordnung erlassen: 
 
 

I n h a l t s ü b e r s i c h t 
 
 

I. Allgemeines 
§ 1 Geltungsbereich der Prüfungsordnung; Studienordnung 
§ 2 Ziel des Studiums; Zweck der Prüfung; Hochschulgrad 
§ 3 Studienvoraussetzungen 
§ 4 Regelstudienzeit; Studienumfang 
§ 5 Umfang und Gliederung der Prüfungen 
§ 6 Organisation der Prüfungen; Prüfungsausschuss 
§ 7 Prüfende und Beisitzende 
§ 8 Berechnung und Anrechnung von Studien- und  

Prüfungsleistungen 
§ 9 Einstufungsprüfung 
§ 10 Bewertung von Prüfungs- und Studienleistungen,  

Credits 
§ 11 Wiederholung von Prüfungs- und Studienleistungen 
§ 12 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

 
II. Modulprüfungen 

§ 13 Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 
§ 14 Zulassung zu Modulprüfungen 
§ 15 Durchführung von Modulprüfungen 
§ 16 Klausurarbeiten 
§ 17 Mündliche Prüfungen 
§ 18 Hausarbeiten 
§ 19 Kombinationsprüfungen 
§ 20 Performanzprüfungen 
§ 21 Abzuleistende Modulprüfungen, Credits 

 
III. Projekt  

§ 22 Projekt 
 

IV. Bachelorarbeit  
§ 23 Bachelorarbeit 
§ 24 Zulassung zur Bachelorarbeit 
§ 25 Ausgabe und Bearbeitung der Bachelorarbeit 
§ 26 Abgabe und Bewertung der Bachelorarbeit 

 
V. Ergebnis der Bachelorprüfung; Zusatzmodule  

§ 27 Ergebnis der Bachelorprüfung 
§ 28 Zeugnis, Gesamtnote, Urkunde 
§ 29 Zusatzmodule 

 
VI. Schlussbestimmungen 

§ 30 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 31 Ungültigkeit von Prüfungen 
§ 32 Inkrafttreten; Veröffentlichung 
 

 
 

I.  A l l g e m e i n e s 
 

§ 1 
Geltungsbereich der Prüfungsordnung; Studienordnung 

(1) Die Prüfungsordnung gilt für den Abschluss des Studiums im 
Bachelor-Studiengang Pflege und Gesundheit an der Fachhoch-
schule Bielefeld. Sie regelt die Bachelorprüfung in diesem Stu-
diengang. 

(2) Auf der Grundlage dieser Prüfungsordnung stellt der Fachbe-
reich Pflege und Gesundheit der Fachhochschule Bielefeld eine 
Studienordnung auf. Die Studienordnung regelt Inhalt und Auf-
bau des Studiums unter Berücksichtigung der fachlichen und 
hochschuldidaktischen Entwicklungen und Anforderungen der 
beruflichen Praxis und enthält die inhaltliche Beschreibung der 
Prüfungsgebiete. Der Fachbereich stellt studiengangbezogene 
Veranstaltungskommentare auf, die insbesondere Aufschluss 
geben über die Ziele der einzelnen Module, die Zuordnung der 
einzelnen Module zum Studienplan und notwendige und 
wünschenswerte Vorkenntnisse.  

 
§ 2 

Ziel des Studiums; Zweck der Prüfung; Hochschulgrad 
(1) Die Bachelorprüfung bildet den berufsqualifizierenden Ab-

schluss des Studiums.  
(2) Das zur Bachelorprüfung führende Studium soll unter Beach-

tung der allgemeinen Studienziele (§ 81 HG) die Fachexpertise 
der Studierenden im Bereich Pflege, Ergotherapie und Physio-
therapie vertiefen und erweitern und die Studierenden befähi-
gen, auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse und Me-
thoden sowie fachpraktischer Erfahrungen Leitungs- und Steue-
rungsaufgaben im Pflege- und Gesundheitsbereich zu überneh-
men. 

(3) Durch die Bachelorprüfung (§ 5) soll festgestellt werden, ob die 
Studierenden die für eine selbständige Tätigkeit im Beruf not-
wendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben haben und be-
fähigt sind, auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse 
und Methoden selbständig zu arbeiten. 

(4) Aufgrund der bestandenen Bachelorprüfung wird der Bachelor-
Grad „Bachelor of Science“ verliehen.  

 
§ 3 

Studienvoraussetzungen 
(1) Die Qualifikation für das Studium wird durch ein Zeugnis der 

Fachhochschulreife oder durch eine als gleichwertig anerkannte 
Vorbildung nachgewiesen. Das Nähere ergibt sich aus der Ver-
ordnung über die Gleichwertigkeit von Vorbildungsnachweisen 
mit dem Zeugnis der Fachhochschulreife (Qualifikations-
verordnung Fachhochschule - QVO-FH vom 1. August 1988, GV. 
NW. S. 260, zuletzt geändert durch Verordnung vom 
23.01.1991, GV. NW. S. 20, in der jeweils geltenden Fassung). 

(2) Als Voraussetzung für die Aufnahme des Studiums ist neben der 
Voraussetzung gem. Abs. 1 eine abgeschlossene dreijährige Be-
rufsausbildung in der Kranken-, Kinderkranken-, Entbindungs- 
oder Altenpflege, in der Ergotherapie, der Physiotherapie oder 
in einem vergleichbaren Beruf nachzuweisen. Als Ausbildung in 
der Altenpflege und in der Physiotherapie wird auch die abge-
schlossene zweijährige Ausbildung anerkannt. 

 
§ 4 

Regelstudienzeit; Studienumfang; Studienrichtung 
(1) Das Studium umfasst sechs Semester, in denen die Studierenden 

an Lehrveranstaltungen in der Fachhochschule teilnehmen (Re-
gelstudienzeit) und schließt eine von der Fachhochschule be-
gleitete und betreute praktische Tätigkeit von mindestens 12 
Wochen (Projekt) und mindestens vier Wochen Praxistätigkeit in 
Einrichtungen der Pflege und Gesundheit bzw. Therapie sowie 
die Prüfungen ein. Das Studium schließt mit der Bachelorprü-
fung ab. 

(2) Das Studium erfolgt in den drei Studienrichtungen Pflege, 
Physiotherapie und Ergotherapie, die entsprechend der berufli-
chen Vorbildung gewählt werden. 

(3) Die vierwöchige Praxistätigkeit gem. Abs. 1 Satz 1 (Blockprakti-
ka) besteht aus einem vierwöchigen Orientierungspraktikum in 
Einrichtungen des Pflege- und Gesundheitsbereiches im zweiten 
Semester. Für die Ableistung des Orientierungspraktikums wer-
den vier Credits vergeben. Einschlägige Berufstätigkeiten, die 
über das zeitliche Erfordernis gem. § 3 Abs. 2 hinausgehen, 
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können auf das Praktikum gem. Abs. 1 angerechnet werden. Das 
Blockpraktikum kann aus besonderen Gründen jeweils in zwei 
verschiedenen Einrichtungen oder in zwei Abschnitten oder bei 
entsprechender Verlängerung auch in Teilzeitform abgeleistet 
werden. Nach Ableistung des Orientierungspraktikums ist die 
Teilnahme durch eine Teilnahmebescheinigung der besuchten 
Einrichtung nachzuweisen. 

(4) Der Studienumfang beträgt 21 (Studienrichtung Ergotherapie 
und Physiotherapie) oder 22 Module (Studienrichtung Pflege) 
bzw. 120 Semesterwochenstunden (SWS). Das Nähere ergibt 
sich aus der Studienordnung. 

 
§ 5 

Umfang und Gliederung der Prüfungen 
(1) Das Studium wird mit der Bachelorprüfung abgeschlossen. Die 

Bachelorprüfung gliedert sich in studienbegleitende Modulprü-
fungen und die Bachelorarbeit. Die studienbegleitenden Mo-
dulprüfungen sollen zu dem Zeitpunkt stattfinden, an dem das 
jeweilige Modul im Studium abgeschlossen wird. Das Thema der 
Bachelorarbeit wird in der Regel zum Ende des fünften Semes-
ters ausgegeben. 

(2) Die Meldung zur Bachelorarbeit (Antrag auf Zulassung) soll in 
der Regel vor Ende des fünften Semesters erfolgen. 

(3) Das Studium sowie das Prüfungsverfahren sind so zu gestalten, 
dass das Studium einschließlich des Paxissemesters und der Ba-
chelorprüfung mit Ablauf des sechsten Semesters abgeschlossen 
sein kann. Die Prüfungsverfahren müssen die gesetzlichen Mut-
terschutzfristen und die Fristen des Erziehungsurlaubs berück-
sichtigen. 

 
§ 6 

Organisation der Prüfungen, Prüfungsausschuss 
(1) Für die Prüfungsorganisation ist die Dekanin oder der Dekan 

bzw. die oder der Vorsitzende der Aufbaukommission verant-
wortlich (s. § 27 Abs. 1 HG). 

(2) Für die übrigen durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen 
Aufgaben ist ein Prüfungsausschuss zu bilden. Der Prüfungs-
ausschuss besteht aus 
1. vier Mitgliedern der Professorenschaft, darunter einem vor-

sitzenden Mitglied und einem stellvertretend vorsitzenden 
Mitglied, 

2. einem Mitglied der Gruppe der Lehrkräfte für besondere 
Aufgaben. 

3. zwei Studierenden. 
 Die Mitglieder werden vom Fachbereichsrat gewählt. Entspre-

chend wird durch die Wahl bestimmt, wer die Mitglieder mit 
Ausnahme des vorsitzenden Mitgliedes und des stellvertretend 
vorsitzenden Mitglieds im Verhinderungsfall vertreten soll. Die 
Amtszeit der hauptberuflich an der Hochschule tätigen Mitglie-
der beträgt vier Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
Dies gilt auch für die Vertretungsmitglieder. Wiederwahl ist zu-
lässig. 

(3) Der Prüfungsausschuss achtet auf die Einhaltung der Prüfungs-
ordnung. Er ist insbesondere zuständig für die Entscheidung 
über Widersprüche gegen in Prüfungsverfahren getroffene Ent-
scheidungen. Darüber hinaus hat der Prüfungsausschuss dem 
Fachbereichsrat über die Entwicklung der Prüfungen und Stu-
dienzeiten jährlich zu berichten. Er gibt Anregungen zur Reform 
der Prüfungsordnung, der Studienordnung und der Studienplä-
ne. Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufga-
ben für alle Regelfälle auf das vorsitzende Mitglied des Prü-
fungsausschusses übertragen; dies gilt nicht für die Entschei-
dung über Widersprüche. 

(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn das vorsitzende 
Mitglied (oder Stellvertretung), ein weiteres Mitglied der Profes-
sorenschaft und zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder an-
wesend sind. Er beschließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet die Stimme des vorsitzenden Mit-
glieds. Die studentischen Mitglieder wirken bei pädagogisch-
wissenschaftlichen Entscheidungen, insbesondere bei der An-
rechnung oder sonstigen Beurteilung von Studien- und Prü-
fungsleistungen und der Bestellung von Prüfenden und Beisit-
zenden, nicht mit. An der Beratung und Beschlussfassung über 
Angelegenheiten, die die Festlegung von Prüfungsaufgaben o-
der die ihre eigene Prüfung betreffen, nehmen die studenti-
schen Mitglieder des Prüfungsausschusses nicht teil. 

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei 
der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein. Ausgenommen 
sind studentische Mitglieder, die sich in demselben Prüfungs-
zeitraum  der gleichen Prüfung zu unterziehen haben. 

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses (einschl. der Stellvertre-
tung), die Prüfenden und die Beisitzenden unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst 
stehen, sind sie durch das vorsitzende Mitglied des Prüfungs-
ausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

 
§ 7 

Prüfende und Beisitzende  
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisit-

zenden. Als Prüferin oder Prüfer darf nur bestellt werden, wer 
mindestens die entsprechende Bachelorprüfung oder eine ver-
gleichbare Prüfung abgelegt oder eine vergleichbare Qualifika-
tion erworben hat und, sofern nicht zwingende Gründe eine 
Abweichung erfordern, in dem Studienabschnitt, auf den sich 
die Prüfung bezieht, eine einschlägige selbständige Lehrtätig-
keit ausgeübt hat; sind mehrere Prüfende zu bestellen, soll min-
destens eine prüfende Person in dem betreffenden Modul ge-
lehrt haben. Zu Beisitzenden dürfen nur Personen bestellt wer-
den, die mindestens die entsprechende Bachelorprüfung oder 
eine vergleichbare Prüfung abgelegt oder eine vergleichbare 
Qualifikation erworben haben (sachkundige Beisitzende). Die 
Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 

(2) Der Prüfling kann eine Prüferin oder einen Prüfer zur Betreuung 
der Bachelorarbeit vorschlagen. Der Prüfungsausschuss achtet 
darauf, dass die Prüfungsverpflichtung möglichst gleichmäßig 
auf die Prüfenden verteilt wird. Auf den Vorschlag des Prüflings 
ist nach Möglichkeit Rücksicht zu nehmen. 

(3) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses sorgt dafür, 
dass dem Prüfling die Namen der Prüfenden rechtzeitig bekannt 
gegeben werden. Die Bekanntgabe soll zugleich mit der Zulas-
sung zur Prüfung, in der Regel mindestens zwei Wochen vor der 
Prüfung oder der Ausgabe der Bachelorarbeit, erfolgen. Die Be-
kanntmachung durch Aushang ist ausreichend. 

 
§ 8 

Berechnung und Anrechnung von  
Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Der für ein Modul aufzuwendende Arbeitsaufwand wird durch 
Anrechnungspunkte (Credits) beschrieben. Entsprechend dem 
ECTS-System werden pro Semester 30 Credits vergeben und den 
Modulen zugeordnet.  

(2) Der Erwerb von Credits setzt die erfolgreiche Teilnahme an 
Lehrveranstaltungen voraus. Sie werden vergeben, wenn die 
Modulprüfung mindestens mit der Note ausreichend bestanden 
wird. 

(3) Einschlägige Studienzeiten an anderen Fachhochschulen oder 
in entsprechenden Studiengängen an anderen Hochschulen im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes sowie dabei erbrachte Stu-
dien- und Prüfungsleistungen werden von Amts wegen ange-
rechnet. Für die Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistun-
gen, die in staatlich anerkannten Fernstudien, an staatlichen 
oder staatlich anerkannten Berufsakademien, in einem weiter-
bildenden Studium oder im Zuge einer Zugangsprüfung für be-
ruflich Qualifizierte erbracht worden sind, gilt Satz 1 entspre-
chend. Bei der Feststellung der Gleichwertigkeit sind gemein-
same Beschlüsse der Kultusministerkonferenz und der Hoch-
schulrektorenkonferenz zu beachten. 

(4) Studienzeiten in anderen Studiengängen sowie dabei erbrachte 
Studien- und Prüfungsleistungen werden von Amts wegen ange-
rechnet, soweit ein fachlich gleichwertiges Studium nachgewie-
sen wird. Studienzeiten an anderen Hochschulen im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes sowie dabei erbrachte Studien- und 
Prüfungsleistungen werden von Amts wegen angerechnet, so-
weit ein gleichwertiges Studium nachgewiesen wird; Absatz 1 
bleibt unberührt. Gleichwertige Studienzeiten, Studien- und Prü-
fungsleistungen an Hochschulen außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Grundgesetzes werden auf Antrag angerechnet; für 
die Gleichwertigkeit sind die von der Kultusministerkonferenz 
und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzver-
einbarungen maßgebend. Soweit Äquivalenzvereinbarungen 
nicht vorliegen, entscheidet der Prüfungsausschuss über die An-
rechnung. Im Übrigen kann bei Zweifeln in der Frage der 
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Gleichwertigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bildungswe-
sen gehört werden. 

(5) Über die Anrechnung nach den Absätzen 1 bis 4 entscheidet der 
Prüfungsausschuss, im Zweifelsfall nach Anhörung von für die 
Module zuständigen Prüfenden. 

 
§ 9 

Einstufungsprüfung 
(1) Studienbewerberinnen und -bewerber, die die für ein erfolgrei-

ches Studium erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten auf 
andere Weise als durch ein Studium erworben haben, sind nach 
dem Ergebnis einer Einstufungsprüfung aufgrund von § 67 HG 
berechtigt, das Studium in einem dem Ergebnis entsprechenden 
Abschnitt des Studiengangs aufzunehmen, soweit nicht Rege-
lungen über die Vergabe von Studienplätzen entgegenstehen. 
Die Regelungen des Zulassungsrechts bleiben unberührt. 

(2) Nach dem Ergebnis der Einstufungsprüfung können das Prakti-
kum im Sinne des § 4 Abs. 1 die Teilnahme an Pflicht- und 
Wahlpflichtveranstaltungen und Prüfungsleistungen in Modul-
prüfungen ganz oder teilweise erlassen werden; dies gilt nicht 
für die Modulprüfungen, die nach der Studienordnung und dem 
Studienplan in der Regel zum Ende des fünften Semesters statt-
finden sollen. Über die Entscheidung wird eine Bescheinigung 
ausgestellt. 

 
§ 10 

Bewertung von Prüfungsleistungen, Credits 
(1) Prüfungsleistungen sind durch Noten differenziert zu beurteilen. 

Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den 
jeweiligen Prüfenden festgesetzt. 

(2) Sind mehrere Prüfende an einer Prüfung beteiligt, so bewerten 
sie die gesamte Prüfungsleistung gemeinsam, sofern nicht 
nachfolgend etwas anderes bestimmt ist. Bei nicht überein-
stimmender Beurteilung ergibt sich die Note aus dem arithmeti-
schen Mittel der Einzelbewertungen. 

(3) Im Fall des § 13 Abs. 4 (Teilprüfung) ergibt sich die Note aus 
dem gewichteten arithmetischen Mittel entsprechend der Ge-
wichtung der Anteile der SWS. 

(4) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten 
zu verwenden: 
1 = sehr gut; die Note sehr gut soll erteilt werden, wenn die  
Leistung den Anforderungen in besonderem Maße entspricht; 
2 = gut; die Note gut soll erteilt werden, wenn die Leistung den 
Anforderungen voll entspricht. 
3 = befriedigend; die Note befriedigend soll erteilt werden, 
wenn die Leistung im Allgemeinen den Anforderungen ent-
spricht; 
4 = ausreichend; die Note ausreichend soll erteilt werden, wenn 
die Leistung zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anfor-
derungen entspricht; 
5 = nicht ausreichend; die Note nicht ausreichend soll erteilt 
werden, wenn die Leistung wegen erheblicher Mängel den An-
forderungen nicht mehr genügt. 

 Zur weiteren Differenzierung der Bewertung können um 0,3 
verminderte oder erhöhte Notenziffern verwendet werden; die 
Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen. 

(5) Bei der Bildung von Noten und Zwischenwerten ergibt ein 
rechnerischer Wert 

 bis 1,5  die Note "sehr gut" 
 über 1,5 bis 2,5  die Note "gut" 
 über 2,5 bis 3,5  die Note "befriedigend" 
 über 3,5 bis 4,0  die Note "ausreichend" 
 über 4,0  die Note "nicht ausreichend". 
 Hierbei werden Zwischenwerte nur mit der ersten Dezimalstelle 

berücksichtigt; alle weiteren Stellen hinter dem Komma werden 
ohne Rundung gestrichen. 

 (6) Den Studierenden ist die Bewertung von Modulprüfungen und 
der Bachelorarbeit jeweils nach spätestens sechs Wochen mitzu-
teilen. Die Bekanntmachung durch Aushang ist ausreichend. 

(7) Für jede bestandene Modulprüfung werden Credits nach Maß-
gabe von § 21 vergeben. 

 
§ 11 

Wiederholung von Prüfungs- und Studienleistungen 
(1) Eine nicht bestandene Modulprüfung kann zweimal wiederholt 

werden. Die Wiederholung sollte in der Regel innerhalb von 
zwei Semestern nach dem erfolglosen Versuch stattfinden. 

(2) Die Bachelorarbeit kann einmal wiederholt werden. 
(3) Eine mindestens als ausreichend bewertete Prüfungsleistung 

kann nicht wiederholt werden. 
 

§ 12 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als "nicht ausreichend" (5,0) bewer-
tet, wenn der Prüfling zu einem Prüfungstermin ohne triftige 
Gründe nicht erscheint oder nach Beginn der Prüfung ohne trif-
tige Gründe von der Prüfung zurücktritt oder die Prüfungsleis-
tung nicht vor Ablauf der Prüfung erbringt. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn die Bachelorarbeit nicht fristgemäß abgeliefert 
wird. Wird die gestellte Prüfungsarbeit nicht bearbeitet, steht 
dies der Säumnis nach Satz 1 gleich. 

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten 
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich 
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit kann 
die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Erkennt 
der Prüfungsausschuss die Gründe an, so kann die Zulassung zu 
der entsprechenden Prüfungsleistung erneut beantragt werden. 

(3) Versucht ein Prüfling, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung 
durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel 
zu beeinflussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als "nicht 
ausreichend" (5,0) bewertet. Wer als Prüfling den ordnungsge-
mäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der jeweiligen Auf-
sicht in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der 
Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die 
betreffende Prüfungsleistung als "nicht ausreichend" (5,0) be-
wertet. Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu ma-
chen. Erfolgt ein Ausschluss von der weiteren Erbringung einer 
Prüfungsleistung, kann der Prüfling verlangen, dass diese Ent-
scheidung vom Prüfungsausschuss überprüft wird. Dies gilt ent-
sprechend bei Feststellungen gemäß Satz 1. 

 
 

II.  M o d u l p r ü f u n g e n 
 

§ 13 
Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 

(1) Eine Modulprüfung ist eine studienbegleitende Prüfungsleis-
tung. In den Modulprüfungen soll festgestellt werden, ob die 
Studierenden Inhalt und Methoden der Prüfungsmodule in den 
wesentlichen Zusammenhängen beherrschen und die erworbe-
nen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten selbständig an-
wenden können. 

(2) Die Prüfungsanforderungen sind an dem Inhalt der Lehrveran-
staltungen und an den Qualifikationen zu orientieren, die auf-
grund der Studienordnung für das betreffende Modul vorgese-
hen sind. 

(3) Die Modulprüfung besteht in einer schriftlichen Klausurarbeit 
mit einer Bearbeitungszeit von maximal drei Stunden, in einer 
mündlichen Prüfung von maximal 30 Minuten Dauer, einer 
schriftlichen Hausarbeit, in einer Kombination aus Hausarbeit 
und Klausurarbeit oder mündlicher Prüfung oder aus einer Per-
formanz-Prüfung. 

(4) Im Modul gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 1 wird die Modulprüfung in 
zwei Teilprüfungen zerlegt. Die Teilprüfungen finden in der Re-
gel jeweils zu dem Zeitpunkt statt, an dem die Lehrveranstal-
tungen, auf die sich die Teilprüfungen beziehen, abgeschlossen 
sind, wobei die Ablegung der Teilprüfung II bis zum Ende des 
dritten Semesters zu erfolgen hat. Die Modulprüfung gem. § 21 
Abs. 1 Nr. 1 ist bestanden, wenn beide Teilprüfungen als be-
standen gelten. Im Fall des Nichtbestehens der Modulprüfung 
ist nur die nichtbestandene Teilprüfung zu wiederholen. Für die 
bestandene Teilprüfung gilt § 11 Abs. 3. Die Teilprüfung I be-
steht, abweichend zu Absatz 3, aus einer Klausur im Umfang 
von max. 135 Minuten; die Teilprüfung II besteht, abweichend 
zu Absatz 3, aus einer Klausur im Umfang von max. 45 Minuten 
bzw. aus einer mündlichen Prüfung im Umfang gem. Absatz 3. 

(5) Der Prüfungsausschuss legt in der Regel mindestens zwei Mona-
te vor einem Prüfungstermin die Prüfungsform und im Fall einer 
Klausurarbeit deren Bearbeitungszeit im Benehmen mit den 
Prüfenden für alle Kandidatinnen und Kandidaten der jeweili-
gen Modulprüfung einheitlich und verbindlich fest. 

(6) Prüfungsleistungen in einer Modulprüfung können nach Maß-
gabe des § 9 Abs. 2 durch gleichwertige Leistungen in einer 
Einstufungsprüfung gemäß § 67 HG ersetzt werden. Dies gilt 
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nicht für die Modulprüfungen, die nach der Studienordnung 
und dem Studienplan in der Regel zum Ende des fünften Stu-
diensemesters stattfinden sollen. 

(7) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Prüfungsleistung 
mindestens als ausreichend bewertet  worden ist. 

 
§ 14 

Zulassung zu Modulprüfungen 
(1) Zu einer Modulprüfung kann nur zugelassen werden, wer die 

nach § 3 geforderten Nachweise erfüllt hat. 
(2) Bei den jeweiligen Modulprüfungen des Studiums, die nach der 

Studienordnung und dem Studienplan in der Regel zum Ende 
des fünften Semesters stattfinden sollen, müssen die Studieren-
den ferner seit mindestens einem Semester an der Fachhoch-
schule Bielefeld eingeschrieben oder gemäß § 71 Abs. 1 HG als 
Zweithörende zugelassen sein. 

(3) Der Antrag auf Zulassung ist bis zu dem vom Prüfungsausschuss 
festgesetzten Termin schriftlich an den Prüfungsausschuss zu 
richten. Der Antrag kann für mehrere Modulprüfungen zugleich 
gestellt werden, wenn diese Modulprüfungen innerhalb dessel-
ben Prüfungszeitraums oder die dafür vorgesehenen Prüfungs-
termine spätestens zu Beginn der Vorlesungszeit des folgenden 
Semesters stattfinden sollen. 

(4) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen oder bis zu 
einem vom Prüfungsausschuss festgesetzten Termin nachzurei-
chen, sofern sie nicht bereits früher vorgelegt wurden. 
1. die Nachweise über die in den Absätzen 1 bis 2 genannten 

Zulassungsvoraussetzungen, 
2. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung ent-

sprechender Prüfungen und einer Bachelorprüfung im glei-
chen Studiengang, 

3. eine Erklärung darüber, ob bei mündlichen Prüfungen einer 
Zulassung von Zuhörenden widersprochen wird. 

Ist es nicht möglich, eine nach Satz 1 erforderliche Unterlage in 
der vorgeschriebenen Weise beizubringen, kann der Prüfungs-
ausschuss gestatten, den Nachweis auf andere Art zu führen. 

(5) Der Antrag auf Zulassung zu einer Modulprüfung kann schrift-
lich beim Prüfungsausschuss bis eine Woche vor dem festgesetz-
ten Prüfungstermin ohne Anrechnung auf die Zahl der mögli-
chen Prüfungsversuche zurückgenommen werden. 

(6) Über die Zulassung entscheidet das vorsitzende Mitglied des 
Prüfungsausschusses und im Zweifelsfall der Prüfungsaus-
schuss. 

(7) Die Zulassung ist zu versagen, wenn 
a) die in den Absätzen 1 bis 2 genannten Voraussetzungen 

nicht erfüllt sind oder 
b) die Unterlagen unvollständig sind und nicht bis zu dem 

vom Prüfungsausschuss festgesetzten Termin ergänzt wer-
den oder  

c) eine entsprechende Modulprüfung in einem Bachelor-
Studiengang Pflege und Gesundheit oder in einem ver-
wandten Studiengang endgültig nicht bestanden wurde. 
Dies gilt entsprechend für eine Bachelorprüfung im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes. 

 Im Übrigen darf die Zulassung nur versagt werden, wenn der 
Prüfling im Geltungsbereich des Grundgesetzes seinen Prü-
fungsanspruch im gleichen Studiengang durch Versäumen einer 
Wiederholungsfrist verloren hat. 

 
§ 15 

Durchführung von Modulprüfungen 
(1) Die Modulprüfungen finden außerhalb der Lehrveranstaltungen 

statt. 
(2) Für die Modulprüfungen sind in jedem Semester mindestens 

zwei Prüfungstermine anzusetzen. Die Modulprüfungen sollen 
innerhalb eines Prüfungszeitraums stattfinden, der vom Prü-
fungsausschuss festgesetzt und bei Semesterbeginn oder zum 
Ende des vorhergehenden Semesters bekannt gegeben wird. 

(3) Der Prüfungstermin wird dem Prüfling rechtzeitig, in der Regel 
mindestens zwei Wochen vor der betreffenden Prüfung, bekannt 
gegeben. Die Bekanntmachung durch Aushang ist ausreichend. 

(4) Der Prüfling hat sich auf Verlangen der aufsichtsführenden 
Person mit einem amtlichen Ausweis auszuweisen. 

(5) Macht der Prüfling durch ein ärztliches Zeugnis oder auf andere 
Weise glaubhaft, dass er wegen ständiger körperlicher Behinde-
rung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, kann gestattet werden, gleich-

wertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 
Es ist dafür zu sorgen, dass durch die Gestaltung der Prüfungs-
bedingungen eine Benachteiligung für Behinderte nach Mög-
lichkeit ausgeglichen wird. Im Zweifel können weitere Nachwei-
se angefordert werden. 

 
§ 16 

Klausurarbeiten 
(1) In den Klausurarbeiten sollen Studierende nachweisen, dass sie 

in begrenzter Zeit und mit beschränkten Hilfsmitteln Probleme 
aus Gebieten des jeweiligen Moduls mit geläufigen Methoden 
der Fachrichtung erkennen und auf richtigem Wege zu einer Lö-
sung finden können. 

(2) Eine Klausurarbeit findet unter Aufsicht statt. Über die Zulas-
sung von Hilfsmitteln entscheiden die Prüfenden. 

(3) Die Prüfungsaufgabe einer Klausurarbeit wird in der Regel von 
nur einer prüfenden Person gestellt. In fachlich begründeten 
Fällen, insbesondere wenn in einer Modulprüfung mehrere 
Fachgebiete zusammenfassend geprüft werden, kann die Prü-
fungsaufgabe auch von mehreren Prüfenden gestellt werden. In 
diesem Fall legen die Prüfenden die Gewichtung der Anteile an 
der Prüfungsaufgabe vorher gemeinsam fest; ungeachtet der 
Anteile und ihrer Gewichtung beurteilt jede prüfende Person die 
gesamte Klausurarbeit. Abweichend von Satz 3 zweiter Halbsatz 
kann der Prüfungsausschuss wegen der Besonderheit eines 
Fachgebiets bestimmen, dass die Prüfenden nur die Teile der 
Klausurarbeit beurteilen, die ihrem Fachgebiet entsprechen. 

(4) Klausurarbeiten sind in der Regel von zwei Prüfenden zu bewer-
ten. Sofern der Prüfungsausschuss aus zwingenden Gründen ei-
ne Abweichung zulässt, sind die Gründe aktenkundig zu ma-
chen. Bei nicht übereinstimmender Bewertung einer Klausurar-
beit ergibt sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der Ein-
zelbewertungen. In den Fällen des Abs. 3 Satz 2 bewerten die 
Prüfenden die Klausurarbeit gemäß § 10 Abs. 2 gemeinsam; 
liegt der Fall des Abs. 3 Satz 4 vor, wird die Bewertung für den 
Teil der Klausurarbeit vorgenommen, der dem Fachgebiet ent-
spricht, entsprechend der vorher festgelegten Gewichtung der 
Anteile. 

 
§ 17 

Mündliche Prüfungen 
(1) Mündliche Prüfungen werden in der Regel vor einer prüfenden 

Person in Gegenwart einer oder eines sachkundigen Beisitzen-
den (§ 7 Abs. 1 Satz 3) oder vor mehreren Prüfenden (Kollegial-
prüfungen) als Gruppenprüfungen oder als Einzelprüfungen ab-
gelegt. Hierbei wird jeder Prüfling in einer Modulprüfung 
grundsätzlich nur von einer Person geprüft. Vor der Festsetzung 
der Note hat die prüfende Person die Beisitzenden oder die an-
deren Prüfenden zu hören. 

(2) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung, 
insbesondere die für die Benotung maßgeblichen Tatsachen, 
sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung 
ist dem Prüfling im Anschluss an die mündliche Prüfung be-
kannt zu geben. 

(3) Studierende, die sich in einem späteren Prüfungszeitraum der 
gleichen Prüfung unterziehen wollen, werden nach Maßgabe 
der räumlichen Verhältnisse als Zuhörende zugelassen, sofern 
nicht bei der Meldung zur Prüfung widersprochen wird. Die Zu-
lassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe 
des Prüfungsergebnisses. 

 
§ 18 

Hausarbeiten 
(1) Hausarbeiten sind Ausarbeitungen von ca. 15 Seiten Umfang, 

die im Rahmen einer Lehrveranstaltung begleitend zu dieser er-
stellt werden. Sie können je nach Maßgabe der oder des Leh-
renden durch einen Fachvortrag von in der Regel 15 bis 45 Mi-
nuten Dauer ergänzt werden. 

(2) In Hausarbeiten sollen die Studierenden in begrenzter Zeit und 
mit begrenzten Hilfsmitteln nachweisen, dass sie die Zusam-
menhänge des Moduls im jeweiligen Fachgebiet  erkennen, spe-
zielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge einzuordnen 
vermögen und auf richtigem Wege zu einer Lösung der fachspe-
zifischen Probleme finden können. 

(3) Über Art, Umfang, zeitlichen Rahmen und Ausführung der 
Hausarbeit entscheidet die oder der Lehrende im Rahmen der 
Maßgabe des Absatz 1. 
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(4) Die Hausarbeit ist innerhalb einer von der oder dem Lehrenden 
festgelegten Frist bei der oder dem Lehrenden abzuliefern. Die 
Frist ist durch Aushang bekannt zu machen und der oder dem 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses in der Regel nach der 
Terminfestsetzung, spätestens jedoch zwei Wochen vor dem Ab-
gabetermin bekannt zu machen. Bei der Abgabe der Hausarbeit 
hat die oder der Studierende zu versichern, dass sie oder er sei-
ne Arbeit – bei einer Gruppenarbeit ihren oder seinen gekenn-
zeichneten Anteil der Arbeit – selbständig angefertigt und kei-
ne anderen als die angegebenen und bei Zitaten kenntlich ge-
machten Hilfsmittel benutzt hat. Der Abgabezeitpunkt der 
schriftlichen Hausarbeit ist aktenkundig zu machen. Bei Zustel-
lung der Arbeit durch die Post ist der Zeitpunkt der Einlieferung 
bei der Post maßgebend. Wird die Hausarbeit nicht fristgemäß 
abgeliefert, gilt sie als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 

 
§ 19 

Kombinationsprüfungen 
(1) In fachlich geeigneten Fällen kann eine Modulprüfung durch 

eine Hausarbeit (§ 18) und zusätzlich durch eine Klausur (§ 16) 
oder mündliche Prüfung (§ 17) abgelegt werden. Die Gesamt-
note ergibt sich als arithmetisches Mittel aus den Bewertungen 
der Einzelleistungen gemäß einer vorher festgelegten Gewich-
tung. Die Gewichtung wird analog § 15 Abs. 3 bekannt gege-
ben. 

(2) Die Regelungen gemäß §§ 16 bis 18 finden entsprechende 
Anwendung. 

 
§ 20 

Performanzprüfungen 
(1) In fachlich geeigneten Fällen kann eine Modulprüfung durch 

eine Performanzprüfung abgelegt werden. 
(2) Eine Performanz-Prüfung ist dadurch gekennzeichnet, dass sie 

sich aus verschiedenen Anteilen (theoretisch und praktisch) 
zusammensetzt. Die Gesamtnote ergibt sich als arithmetisches 
Mittel aus den Bewertungen der Einzelleistungen gemäß einer 
vorher festgelegten Gewichtung. Die Gewichtung wird analog 
§ 15 Abs. 3 bekannt gegeben. Die Prüfung dauert in der Regel 
nicht mehr als 1 Stunde.  

(3) Die Performanz-Prüfung wird in der Regel von nur einer prü-
fenden Person entwickelt und in Gegenwart eines sachkundi-
gen Beisitzenden oder vor mehreren Prüfenden durchgeführt. 

 
§ 21 

Abzuleistende Modulprüfungen, Credits 
(1) Folgende Pflichtmodule sind mit Prüfung abzuschließen: 

Gemeinsame Module Credits 
In den Gesundheitswissenschaften:  
1. Methodische Grundlagen 10 
2. Gesundheitsversorgung 6 
3. Prävention und Gesundheitsförderung 4 
4. Grundlagen der Gesundheitswissenschaften 6 
5. Politik u. Kontextgestaltung im Gesundheitsbe-

reich 
6 

In der Betriebswirtschaftslehre:  
1. Wirtschaft und Recht 12 
2. Leistungs- und Finanzwirtschaft 10 
3. Qualitätsmanagement 6 
4. Führung und Organisation 10 
5. Personal und Personalentwicklung 4 
6. Projekt 15 
In den Sozialwissenschaften:  
1. Kommunikation 1 4 
2. Gesundheitspsychologie 4 
3. Arbeits-, Betriebs-, Organisationspsychologie 6 

In dem Modul gemäß Nr.1 wird die Modulprüfung in zwei Teil-
prüfungen gemäß § 13 Abs. 4 zerlegt. 

(2) Folgende Wahlpflichtmodule sind mit Prüfung abzuschließen. 
Die abzuschließenden Wahlpflichtmodule richten sich nach der 
gemäß § 4 gewählten Studienrichtung: 
a)   Studienrichtung Pflege  

Module Pflege Credits 
1. Beruf und Arbeitsfeld Pflege 10 
2. Fachbezogene Forschung Pflege 6 
3. Theoretische Grundlagen und neue Konzepte der 10 

Pflege 
4. Pflegediagnostik und Begutachtung 12 
5. Berufstypische Aufgaben und Methoden in 

pflegerischen Situationen 
6 

6. Organisation pflegerischer Arbeit und Quali-
tätsmanagement 

4 

7. Entwicklung und Evaluation von Versorgungs-
konzepten für spezifische Gesundheitseinrich-
tungen 

10 

b)   Studienrichtung Physiotherapie 
Module Physiotherapie  Credits 

1.  Beruf und Arbeitsfeld Physiotherapie 10 
2. Fachbezogene Forschung in der Physiother apie 10 
3. Clinical Reasoning 6 
4. Theoretische Grundlagen und neue Konzepte der 

Physiotherapie 
12 

5. Berufstypische Aufgaben und Methoden in 
therapeutischen Situationen 

10 

6. Organisation therapeutischer Arbeit und Quali-
tätsmanagement 

10 

c)   Studienrichtung Ergotherapie 
Module Ergotherapie Credits 

1. Beruf und Arbeitsfeld Ergotherapie 10 
2. Fachbezogene Forschung in der Ergotherapie 10 
3. Clinical Reasoning 6 
4. Theoretische Grundlagen und neue Konzepte der 

Ergotherapie 
12 

5. Berufstypische Aufgaben und Methoden in 
therapeutischen Situationen 

10 

6. Organisation therapeutischer Arbeit und Quali-
tätsmanagement 

10 

(3) Die empfohlene Lage der Modulprüfungen und Anzahl der 
Semesterwochenstunden sind dem Studienverlaufsplan zu ent-
nehmen (Anlage 1 der Studienordnung). 

(4) Sofern die Prüfungen mindestens mit ausreichend abgeschlos-
sen werden, werden die genannten Credits vergeben. Das Stu-
dium ist abgeschlossen, wenn 180 Credits einschließlich der in 
§ 4 Abs. 3 Satz 2 (Orientierungspraktikum) und § 26 Abs. 3 zu 
erzielenden Credits (Bachelorarbeit) erreicht worden sind. 

 
 

V.  P r o j e k t s e m e s t e r 
 

§ 22 
Projekt  

(1) In den Bachelor-Studiengang Pflege und Gesundheit ist eine 
berufspraktische Tätigkeit von mindestens 12 Wochen (Projekt) 
integriert. 

(2) Das Projekt soll die Studierenden an die berufliche Tätigkeit 
durch konkrete Aufgabenstellung und praktische Mitarbeit in 
Einrichtungen des Gesundheitswesens heranführen. Es soll ins-
besondere dazu dienen, die im bisherigen Studium erworbenen 
Kenntnisse und Fähigkeiten anzuwenden und die bei der prakti-
schen Tätigkeit gemachten Erfahrungen zu reflektieren und aus-
zuwerten. 

(3) Das Projekt wird nach Maßgabe der Studienordnung frühestens 
im sechsten Semester abgeleistet und unterliegt den Regelun-
gen der Hochschule. 

(4) Auf Antrag wird zum Projekt zugelassen, wer 130 Credits er-
reicht hat. Über die Zulassung entscheidet das vorsitzende Mit-
glied des Prüfungsausschusses. 

(5) Während des Projekts wird die Tätigkeit der Studierenden durch 
die Hochschule durch Praxisbesuche und eine Lehrveranstal-
tung im Umfang von vier Semesterwochenstunden begleitet. Art 
und Form  der Begleitung werden in der Studienordnung oder in 
einer besonderen Ordnung, die der Fachbereichsrat als Bestand-
teil der Studienordnung erlässt, geregelt. 

(6) Am Ende des Projekts findet eine mündliche Prüfung zum 
durchgeführten Projekt statt. Bei einer mindestens ausreichen-
den Bewertung werden 15 Credits vergeben. 

(7) Die Teilnahme am Projekt wird von der für die Begleitung 
zuständigen Lehrkraft bescheinigt, wenn nach ihrer Feststellung 
die berufspraktischen Tätigkeiten dem Zweck des Projekts ent-
sprechend ausgeübt und an der Begleitveranstaltung regelmä-
ßig teilgenommen hat. 
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(8) Das Nähere regelt die Studienordnung. 
 

 
VI.  B a c h e l o r a r b e i t 

 
§ 23 

Bachelorarbeit 
(1) Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass der Prüfling befähigt ist, 

innerhalb einer vorgegebenen Frist eine praxisorientierte Auf-
gabe aus seinem Fachgebiet sowohl in ihren fachlichen Einzel-
heiten als auch in den fachübergreifenden Zusammenhängen 
nach wissenschaftlichen Methoden selbständig zu bearbeiten. 
Die Bachelorarbeit ist eine schriftliche Hausarbeit. Sie besteht 
in der Regel in der Konzipierung, Durchführung und Evaluation 
eines Projektes in Einrichtungen des Gesundheitswesens,  in ei-
ner empirischen Untersuchung oder in einer Auswertung vorlie-
gender Quellen. Der Umfang der Bachelorarbeit soll 45 Textsei-
ten nicht überschreiten.  

(2) Die Bachelorarbeit kann von jeder prüfenden Person, die die 
Voraussetzungen gemäß § 7 Abs. 1 erfüllt, ausgegeben und be-
treut werden. Auf Antrag des Prüflings kann der Prüfungsaus-
schuss auch eine Honorarprofessorin oder einen Honorarprofes-
sor oder mit entsprechenden Aufgaben betraute Lehrbeauftrag-
te gemäß § 7 Abs. 1 mit der Betreuung bestellen, wenn fest-
steht, dass das vorgesehene Thema der Bachelorarbeit nicht 
durch eine fachlich zuständige Professorin oder einen fachlich 
zuständigen Professor betreut werden kann. Die Bachelorarbeit 
darf mit Zustimmung des vorsitzenden Mitglieds des Prüfungs-
ausschusses in einer Einrichtung außerhalb der Hochschule 
durchgeführt werden, wenn sie dort ausreichend betreut werden 
kann. Den Studierenden ist die Gelegenheit zu geben, Vorschlä-
ge für den Themenbereich der Bachelorarbeit zu machen. 

(3) Auf Antrag sorgt das vorsitzende Mitglied des Prüfungsaus-
schusses dafür, dass die Studierenden rechtzeitig ein Thema für 
die Bachelorarbeit erhalten. 

(4) Die Bachelorarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit 
zugelassen werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewerten-
de Beitrag des einzelnen Prüflings aufgrund der Angabe von 
Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, 
die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unter-
scheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach Abs. 1 
erfüllt. 

 
§ 24 

Zulassung zur Bachelorarbeit 
(1) Zur Bachelorarbeit wird zugelassen, wer 

1. die Modulprüfungen gemäß § 21 bis auf § 21 Abs. 1 Nr. 
14 bestanden hat, 

2. erfolgreich am Orientierungspraktikum teilgenommen hat 
und 

3. zum Projekt zugelassen wurde. 
(2) Der Antrag auf Zulassung ist schriftlich an den Prüfungsaus-

schuss zu richten. Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizu-
fügen, sofern sie nicht bereits früher vorgelegt wurden: 
1. die Nachweise über die in Absatz 1 genannten Zulassungs-

voraussetzungen, 
2. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Bearbeitung ei-

ner Bachelorarbeit. 
 Dem Antrag soll eine Erklärung darüber beigefügt werden, 

welche prüfende Person zur Ausgabe und Betreuung der Bache-
lorarbeit bereit ist. 

(3) Der Antrag auf Zulassung kann schriftlich bis zur Bekanntgabe 
der Entscheidung über den Antrag ohne Anrechnung auf die 
Zahl der möglichen Prüfungsversuche zurückgenommen werden. 

(4) Über die Zulassung entscheidet das vorsitzende Mitglied des 
Prüfungsausschusses und im Zweifelsfall der Prüfungsaus-
schuss. Die Zulassung ist zu versagen, wenn 
a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt 

oder 
b) die Unterlagen unvollständig sind oder  
c) im Geltungsbereich des Grundgesetzes eine entsprechende 

Bachelorarbeit ohne Wiederholungsmöglichkeit als "nicht 
ausreichend" bewertet worden ist oder eine der in Absatz 2 
Satz 2 Nr. 2 genannten Prüfungen endgültig nicht bestan-
den wurde.  

 Im Übrigen darf die Zulassung nur versagt werden, wenn der 
Prüfling im Geltungsbereich des Grundgesetzes seinen Prü-

fungsanspruch im gleichen Studiengang durch Versäumen einer 
Wiederholungsfrist verloren hat. 

 
§ 25 

Ausgabe und Bearbeitung der Bachelorarbeit 
(1) Die Ausgabe der Bachelorarbeit und die Festlegung der Bear-

beitungszeit erfolgt über den Prüfungsausschuss. Als Zeitpunkt 
der Ausgabe gilt der Tag, an dem das vorsitzende Mitglied des 
Prüfungsausschusses das von der betreuenden Person gestellte 
Thema der Bachelorarbeit der Kandidatin oder dem Kandidaten 
bekannt gibt; der Zeitpunkt ist aktenkundig zu machen. 

(2) Die Bearbeitungszeit (Zeitraum von der Ausgabe bis zur Abgabe 
der Bachelorarbeit) beträgt höchstens zwei Monate, bei einem 
empirischen Thema höchstens drei Monate. Das Thema und die 
Aufgabenstellung müssen so beschaffen sein, dass die Bachelor-
arbeit innerhalb der vorgesehenen Frist abgeschlossen werden 
kann. Im Ausnahmefall kann das vorsitzende Mitglied des Prü-
fungsausschusses auf einen vor Ablauf der Frist gestellten An-
trag die Bearbeitungszeit um bis zu drei Wochen verlängern. Die 
die Bachelorarbeit betreuende Person soll zu dem Antrag gehört 
werden. 

(3) Das Thema der Bachelorarbeit kann nur einmal und nur inner-
halb der ersten drei Wochen der Bearbeitungszeit ohne Angabe 
von Gründen zurückgegeben werden. Im Fall der Wiederholung 
gemäß § 11 Abs. 2 ist die Rückgabe nur zulässig, wenn bei der 
Anfertigung der ersten Bachelorarbeit von dieser Möglichkeit 
kein Gebrauch gemacht worden ist. 

(4) § 15 Abs. 5 findet entsprechend Anwendung. 
 

§ 26 
Abgabe und Bewertung der Bachelorarbeit 

(1) Die Bachelorarbeit ist fristgemäß bei dem vorsitzenden Mitglied 
des Prüfungsausschusses abzuliefern. Der Zeitpunkt der Abgabe 
ist aktenkundig zu machen; bei Zustellung der Arbeit durch die 
Post ist der Zeitpunkt der Einlieferung bei der Post maßgebend. 
Bei der Abgabe der Ba chelorarbeit ist schriftlich zu versichern, 
dass die Arbeit - bei einer Gruppenarbeit der entsprechend ge-
kennzeichnete Anteil der Arbeit - selbständig angefertigt wurde 
und keine anderen als die angegebenen und bei Zitaten kennt-
lich gemachten Quellen und Hilfsmittel benutzt worden sind. 

(2) Die Bachelorarbeit ist von zwei Personen zu bewerten, von 
denen eine die Bachelorarbeit betreut haben soll. Die zweite 
prüfende Person wird vom Prüfungsausschuss bestimmt; im Fall 
des § 23 Abs. 2 Satz 2 muss sie der Professorenschaft angehö-
ren. Bei nicht übereinstimmender Bewertung durch die Prüfen-
den wird die Note der Bachelorarbeit aus dem arithmetischen 
Mittel der Einzelbewertungen gebildet, wenn die Differenz der 
beiden Noten weniger als 2,0 beträgt. Beträgt die Differenz 2,0 
oder mehr, wird vom Prüfungsausschuss eine dritte prüfende 
Person bestimmt. In diesem Fall ergibt sich die Note der Bache-
lorarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden besseren 
Einzelbewertungen. Die Bachelorarbeit kann jedoch nur dann 
als "ausreichend" (4,0) oder besser bewertet werden, wenn min-
destens zwei der Noten "ausreichend" (4,0) oder besser sind. Al-
le Bewertungen sind schriftlich zu begründen. 

(3) Für eine mindestens ausreichend zu bewertende Bachelorarbeit 
werden 15 Credits vergeben. 

 
 

VII.  E r g e b n i s   d e r   B a c h e l o r p r ü f u n g;   
Z u s a t z f ä c h e r 

 
§ 27 

Ergebnis der Bachelorprüfung 
(1) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn 180 Credits erreicht 

wurden. 
(2) Die Bachelorprüfung ist nicht bestanden, wenn eine der in § 21 

Absatz 1 und die notwendigen Wahlpflichtmodule der gewähl-
ten Studienrichtung nach § 21 Absatz 2 genannten Prüfungs-
leistungen als "nicht ausreichend" bewertet worden ist oder als 
"nicht ausreichend" bewertet gilt. Über die nicht bestandene 
Bachelorprüfung wird ein Bescheid erteilt, der mit einer Rechts-
behelfsbelehrung zu versehen ist. Auf Antrag wird nach der Ex-
matrikulation ein Zeugnis mit den erbrachten Prüfungs- und 
Studienleistungen ausgestellt.  
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§ 28 
Zeugnis, Gesamtnote, Urkunde 

(1) Über die bestandene Bachelorprüfung wird unverzüglich, mög-
lichst innerhalb von vier Wochen nach der letzten Prüfungsleis-
tung, ein Zeugnis ausgestellt. Das Zeugnis enthält die Noten 
und Credits der Modulprüfungen, das Thema und die Note der 
Bachelorarbeit sowie die Gesamtnote der Bachelorprüfung. Ent-
sprechend der gewählten Studienrichtung wird ein Annex ge-
bildet, der entweder Pflege (Nursing), Physiotherapie (Physio-
therapy) oder Ergotherapie (Occupational Therapy) lautet. In 
dem Zeugnis wird ferner das erfolgreich abgeleistete Projekt 
aufgeführt. 

(2) Zur Ermittlung der Gesamtnote für das Bachelor-Studium wer-
den die Noten für die einzelnen benoteten Prüfungsleistungen 
gemäß § 21 und die Bachelorarbeit gemäß § 23 in Verbindung 
mit § 26 Abs. 3 zunächst mit den jeweiligen ausgewiesenen 
Credits multipliziert. Die Summe der gewichteten Noten wird 
anschließend durch die Gesamtzahl der einbezogenen Credits 
dividiert. 

(3) Das Zeugnis ist von dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungs-
ausschusses zu unterzeichnen und trägt das Datum des Tages, 
an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht worden ist. 

(4) Gleichzeitig mit dem Zeugnis gemäß Absatz 1 wird eine Urkun-
de ausgehändigt, die die Verleihung des Bachelor-Grades beur-
kundet. Die Bachelor-Urkunde ist von der Rektorin oder dem 
Rektor zu unterzeichnen und trägt das Datum des Tages, an 
dem die letzte Prüfungsleistung erbracht worden ist. 

 
§ 29 

Zusatzmodule  
(1) Die Studierenden können sich in weiteren als den vorgeschrie-

benen Modulen einer Prüfung unterziehen. Das Ergebnis dieser 
Modulprüfungen wird auf Antrag in das Zeugnis aufgenommen, 
jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht berücksichtigt. 

 
 

VIII.  S c h l u s s b e s t i m m u n g e n 
 

§ 30 
Einsicht in die Prüfungsakten 

(1) Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird den Prüflingen auf 
Antrag Einsicht in ihre schriftlichen Prüfungsarbeiten, in die 
darauf bezogenen Gutachten der Prüfenden und in die Prü-
fungsprotokolle gewährt. 

(2) Die Einsichtnahme ist binnen eines Monats nach Aushändigung 
des Prüfungszeugnisses oder des Bescheides über die nicht be-
standene Bachelorprüfung zu beantragen. § 32 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über 
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gilt entsprechend. 
Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses bestimmt Ort 
und Zeit der Einsichtnahme.  

(3) Die Einsichtnahme in die Prüfungsunterlagen, die sich auf eine 
Modulprüfung oder eine ergänzende Studienleistung beziehen, 
wird auf Antrag bereits nach Ablegung der jeweiligen Prüfung 
gestattet. Der Antrag ist binnen eines Monats nach Bekanntga-
be des Prüfungsergebnisses zu stellen. Im Übrigen gilt Absatz 2 
entsprechend. 

 
§ 31 

Ungültigkeit von Prüfungen 
(1) Hat der Prüfling bei einer Prüfung getäuscht und wird diese 

Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses und der 
Urkunde bekannt, so kann der Prüfungsausschuss nachträglich 
die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbrin-
gung getäuscht wurde, entsprechend berichtigen und die Ba-
chelorprüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung 
nicht erfüllt, ohne dass der Prüfling hierüber täuschen wollte, 
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnis-
ses und der Urkunde bekannt, wird dieser Mangel durch das Be-
stehen der Prüfung geheilt. Hat der Prüfling die Zulassung vor-
sätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss 
unter Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen über die Rechtsfolgen. 

(3) Das unrichtige Prüfungszeugnis und die Urkunde ist einzuzie-
hen und gegebenenfalls neu zu erteilen. Eine Entscheidung 
nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf 

Jahren nach Ausstellung des Prüfungszeugnisses und der Ur-
kunde ausgeschlossen. 

 
§ 32 

Inkrafttreten, Veröffentlichung 
Diese Bachelorprüfungsordnung wird im Verkündigungsblatt der 
Fachhochschule Bielefeld - Amtliche Bekanntmachungen - veröffent-
licht und tritt mit Wirkung vom 01.09.2003 in Kraft.  

-------------------------------------- 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses der Aufbaukommission des 
Fachbereiches Pflege und Gesundheit (im Aufbau) vom 05.08.2003. 
 
Bielefeld, den 20.08.2003 
 
 
             
Prof. Dr. B. Rennen-Allhoff    
Rektorin 
 
 
 
 


